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Verkehrszukunft kommt in Fahrt
DasGesamtverkehrskonzept ist beschlossene Sache. Der Landrat spricht dafür einenKredit von 250000Franken.

Philipp Unterschütz

«Wirhatten inden letzten sechs
Monaten alle ganz andere Pro-
bleme als mit dem Verkehr, so-
dass man vermeintlich zum
Schluss kommen könnte, das
Thema ad acta zu legen.» Mit
mahnenden Worten eröffnete
Remo Zberg (FDP, Hergiswil)
gestern im Landrat die Debatte
über seine Motion für ein Ge-
samtverkehrskonzept und den
dazugehörigen Kredit von
250000 Franken.Coronahabe
gezeigt, wozu Versäumnisse
führen könnten. «Wir dürfen
nicht vor der grossen Aufgabe
erschrecken, es geht darum,
tragfähigeLösungen fürunsund
die nächste Generation zu fin-
den.»Die Sorge war unbegrün-
det. Der Landrat stimmte Mo-
tionundKredit klarunddeutlich
mit 56:0Stimmenzuunderteil-
tederRegierungdamitdenAuf-
trag, ein Gesamtverkehrskon-
zept zu erstellen.

Fürdasmittel- bis langfristig
angelegte Gesamtverkehrskon-
zept wird systematisch vorge-
gangen: Zuerst eineMobilitäts-
strategie, dann folgt einMobili-
tätskonzept und schliesslichdas

Gesamtverkehrskonzept.Es soll
Auskunft geben über die ge-
wünschte Mobilitätsentwick-
lung imKantonundalledazuge-
hörigenMassnahmen im Stras-
sen-, Schienen-, Velo- und
Fussverkehr. Berücksichtigt
werden auch die Zusammen-
hängemit Bevölkerungs-, Sied-
lungs- undWirtschaftsentwick-
lung imKanton.Baudirektor Jo-
sefNiederberger (CVP) sagte, es
werde eine eigene Projektorga-
nisation gebildet, die Federfüh-
rung liege beimAmt fürMobili-
tät in der Baudirektion.

LaufendeProjekte stoppen
oderdochumsetzen?
AlleKommissionenund sämtli-
cheFraktionenunterstützten im
GrundsatzdasmehrstufigeVor-
gehen.MarkusWalker (SVP,En-
netmoos) setzte namens seiner
FraktionallerdingseinFragezei-
chen, ob die Ressourcen in der
Baudirektion reichen würden,
umdenAuftrag zu erfüllen.

Nicht einig waren sich die
Fraktionen bei der Frage, wie
dennnunmit aktuellenBaupro-
jekten weiter verfahren werden
solle.DieSVPvertratdenStand-
punkt, dass fortgeschrittene

Bauprojekteweiter vorangetrie-
ben werden müssten. «Insbe-
sondere Projekte wie die Um-
fahrungStansWestdürfennicht
gestoppt werden», so Walker.
DagegenhieltenAlexanderHu-
ser (Grüne, Ennetbürgen) und
Susi Ettlin (SP, Stans). Es sei

wichtig, jetzt zuerst eine Ausle-
geordnung zu machen, sagte
Huser. «Ich hoffe, dass eine
möglichst offene Verkehrspla-
nung resultiert mit möglichst
vielen Varianten.» Es mache
deshalbkeinenSinn, StansWest
jetzt voranzutreiben.

SusiEttlinmeinte, es sei bes-
ser, jetzt einen Marschhalt zu
machen.LaufendePlanungen in
der Endphasemüsseman nicht
stoppen, aber man solle nicht
anfangen zu bauen.

René Schuler (FDP, Stans-
stad) lobtedagegennamensder
vorberatendenKommissionund
seinerFraktion,dassweit voran-
geschrittene Bauvorhaben par-
allel zur Erarbeitung des Ge-
samtverkehrskonzepts weiter-
geführtwerden.DieserMeinung
schloss sich auch die CVP an.
Bitter enttäuscht äusserte sich
Armin Odermatt (SVP, Ober-
dorf), dessen Motion zur Pla-
nung der Kreuzstrasse in das
Gesamtverkehrskonzept integ-
riert wird, bevor der Schlussbe-
richt im Spätsommer vorliegt.
Insbesondere störte er sich am
Verfahren, dass die vorberaten-
deKommissionnicht vorgängig
von der Regierung über die Ab-

schreibung der Motion infor-
miert worden sei und das The-
ma hätte diskutieren können.
«Werden wir überhaupt ernst
genommen?», fragte er. Auch
JosefNiederberger (CVP,Ober-
dorf) kritisiertedie«Nacht- und
Nebel-Aktion», die ihnmasslos
enttäusche.AuchdieMotionäre
seien nicht informiert worden.

Landrat entscheidet
separatüberStansWest
Landammann Alfred Bossard
betonte, dass die Motion nicht
abgeschrieben werde, sondern
dieErkenntnissedaraus insGe-
samtverkehrskonzept einflies-
sen würden. «Es macht keinen
Sinn, wenn wir an der Kreuz-
strasse etwasumsetzenunddas
Gesamtverkehrskonzept später
zumSchluss kommt,derKreisel
müsste anders gebautwerden.»

Betreffend StansWest sagte
Alfred Bossard, dass der Land-
rat eineLinienführungohneVa-
riantenstudium verlangt habe.
Diese werde er bekommen und
könne dann entscheiden, ob
Stans West so gebaut oder auf-
geschoben und zuerst ins Ge-
samtverkehrskonzept integriert
werden solle.

Bundesrat sagt Ja zum Obwaldner Richtplan
Der Einzonungsstopp ist aufgehoben. Trotzdemgibt es für denKanton noch viel zu tun.

Spätestens seit Mai 2019 sollte
jeder Kanton über einen revi-
dierten Richtplan verfügen. So
schrieb es das revidierte Bun-
desgesetz über die Raumpla-
nung vor. In Obwalden dauerte
der politische Prozess bis zum
fertigen Plan allerdings länger.
Grund dafür waren umfangrei-
che Abklärungen mit den Ge-
meinden, ein öffentliches Mit-
wirkungsverfahrenundderpoli-
tische Genehmigungsprozess.
Aufgrund der Verzögerung galt
nachAblaufderFrist vorerst ein
Einzonungsstopp. Für die Ge-
nehmigung einigten sich der
Bund und der Kanton auf ein
zweigeteiltes Verfahren.

Nun hat der Bundesrat den
ersten Teil des Richtplans ge-
nehmigt, der dieKapitel Raum-
entwicklungsstrategie und die
Siedlungumfasst.«Das sorgt für
Planungssicherheit für die Zu-
kunft», sagt einerfreuterBaudi-
rektor Josef Hess. Weiterhin
ausstehend ist die Genehmi-
gung der übrigenTeile Verkehr,
Natur und Landschaft sowie
TourismusundFreizeit.Mit der
Genehmigung dieser rechnet
der Regierungsrat im Herbst
2020.

«Einzonungswelle»
wirdausbleiben
Entscheidend ist für den amtie-
rendenLandammann,dass jetzt
der Einzonungsstopp wieder
aufgehoben ist. Dass es nun
zu einer «Einzonungswelle»
kommt, erwartet Hess aber
nicht. «In Zukunft werden für
die Gemeinden strenge Rah-
menbedingungen herrschen»,
erklärt er.Dennkünftigmüssen
dieGemeindenausweisen,dass

derBedarf für zusätzlichesBau-
landgegeben ist, dass vorhande-
ne Reserven ausgeschöpft sind
und nicht durch «innere Ver-
dichtung»Potenzial geschaffen
werden kann. «Bevor diese
Nachweise nicht erbracht sind,
wirdeskeineneuenEinzonung-
engeben», erklärt derBaudirek-
tor. Entsprechende Vorgaben
macht auch der Bundesrat.

Was die Verdichtung angeht,
würdendieGemeindenundder
Kanton am gleichen Strick zie-
hen. Denkbar sind da die Auf-
stockungbestehenderGebäude,
das Schliessen von Baulücken
(unüberbaute Parzellen) oder
dichtere Bauweise beim Ersatz
von alten Gebäuden. Hess be-
tont: «Das ist ein anspruchsvol-
les Thema.» Zwar komme der

sparsameUmgangmit Bauland
überall gut an. «Wenn aber die
Verdichtung vor der eigenen
Haustüre stattfindensoll, gibt es
häufigWiderstand.»

Der Bundesrat unterstützt
die Obwaldner Raumentwick-
lungsstrategie. Noch verstärkt
werdenmüssendieAspekteNa-
tur und Landschaft, Landwirt-
schaft undEnergie.Wesentliche

Vorbehalte brachtederBundes-
rat bei derDimensionierungder
Arbeitszonen und der mögli-
chen Erweiterung des Sied-
lungsgebiets an.UmEinschrän-
kungen zu vermeiden, führte
der Kanton vorgängig Gesprä-
che mit dem Bundesamt für
Raumentwicklung (ARE).

Der Bundesrat geht davon
aus, dass in Obwalden in den

kommenden15 Jahrendie aktu-
ellenBauzonennicht ausreichen
werden. Die Rede ist von einer
Auslastung von 102,4 Prozent.
Dabei sieht die Situation in den
Gemeinden sehr unterschied-
lich aus: So sind die Bauzonen
vonGiswil undLungerneher zu
gross, während die Gemeinden
im unteren Sarneraatal weiter
wachsen. SämtlicheGemeinden
müssennundemRichtplanent-
sprechend ihre Nutzungspla-
nunganpassen.Gemeinsammit
dem Kanton wird bis 2025 ein
Masterplan erstellt.

Absprachemit
Bundesamtnötig
Bereits vorhermuss derKanton
gemäss Auflage des Bundesrats
inGemeindenmit grosszügigen
Bauzonen einzelne Flächen vor
einer Überbauung schützen.
Dies kann zum Beispiel mit der
Ausscheidung von Planungs-
zonen passieren. Für die
Arbeitszonen sind gemässBun-
desrat noch konkretere Vorga-
ben zur Dimensionierung und
Kriterien für allfällige Einzo-
nungen zu erarbeiten. Bis ge-
nehmigteRichtplaninhaltedazu
vorliegen, muss der Kanton da-
her Entscheide zur Einzonung
neuer Arbeitszonen dem ARE
eröffnen.

Fest steht somit also: Durch
die Genehmigung des Bundes-
rats geht denObwaldner Richt-
planern die Arbeit nicht aus.
«DieVorgabendesBundes sind
verbindliche Hausaufgaben.
Diese sind aber nicht überra-
schend», sagt Josef Hess. Die
Gemeinden sindnungefordert.

Florian Arnold

In Lungern sind laut dem Bundesrat eher zu viele Bauzonen ausgeschieden. Bild: Daniel Reinhard

«Wirdürfen
nicht vor
dergrossen
Aufgabe
erschrecken.»

RemoZberg
Landrat FDPHergiswil

Zufriedenheit
trotz Defizit
Nidwalden Die Nidwaldner
Staatsrechnung schliesst zwar
mit einemDefizit von9,7Millio-
nen Franken ab. Nach der Ent-
nahme von 7 Millionen aus der
finanzpolitischen Reserve be-
trägt es noch 2,7 Millionen. Fi-
nanzdirektor Alfred Bossard
wurde imLandrat trotzdemvon
allenSeitengelobtunddieRech-
nung ohne Gegenstimme ge-
nehmigt. «Ich darf trotz Defizit
zufrieden sein, weil wir 10 Mil-
lionenFrankenbesserabschlies-
sen als budgetiert», sagte er.
Möglichmachtendas insbeson-
dere die höhere Ausschüttung
der Schweizerischen National-
bank sowie höhere Erträge bei
den Grundstückgewinn- und
denVerrechnungssteuern.

VonverschiedenenRednern
wurde auchdieBudgetdisziplin
derVerwaltunggelobt.Mahnen-
deWorte gabes aber zuden ste-
tig steigendenGesundheitskos-
ten und auch zu den Investitio-
nen, die viel tiefer waren als
budgetiert,was zueinemInves-
titionsstau führen werde. Be-
schworen wurden auch die Fol-
gen der Coronapandemie mit
wenigerEinnahmendesStaates.
«Wirwerdennochdankbar sein
für finanzpolitische Reserven»,
sagte beispielsweise Jörg Gen-
hart (SVP, Stans) als Präsident
der Finanzkommission. (unp)


